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Satzung 
 
 
Präambel 

 
Die Stiftung wurde am 17. November 2000 von der Sparkasse Lüdenscheid errichtet. Durch die Vereini-
gung mit der Sparkasse HagenHerdecke zum 31. August 2022 wurde die Sparkasse an Volme und Ruhr* 
Rechtsnachfolgerin der Sparkasse Lüdenscheid. 
*) Im folgenden Text „Sparkasse“. 
Soweit personenbezogene Bezeichnungen im Maskulinum stehen, wird diese Form verallgemeinernd 
verwendet und bezieht sich auf beide Geschlechter. 
 
 
§ 1 Name der Stiftung, Rechtsform und Sitz 
 
1. Die von der Sparkasse Lüdenscheid errichtete Stiftung führt den Namen. 

 
Bürgerstiftung der Sparkasse Lüdenscheid 
 

2. Sie ist eine rechtsfähige Stiftung des Bürgerlichen Rechts. 
 

3. Sitz der Stiftung ist Lüdenscheid. 
 
 
§ 2 Zweck der Stiftung 
 
1. Die Stiftung soll insbesondere Privatpersonen und juristischen Personen eine Möglichkeit 

bieten, im Rahmen dieser Stiftung als Zustifter und/oder als Zuwender die gemeinnützigen 
Ziele der Stiftung zu unterstützen. 
 

2. Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige Zwecke 
im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Den durch die 
Stiftung Begünstigten steht kein Rechtsanspruch auf Leistung der Stiftung zu. Der Stifter 
und seine Rechtsnachfolger erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln der Stiftung. 
 

3. Zweck der Stiftung ist die Beschaffung von Mitteln zur 
 

3.1 Förderung mildtätiger Zwecke i. S. § 53 AO und kirchlicher Zwecke i. S. § 54 AO, 
3.2 Förderung der Zwecke der Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege, ihrer Unterver-

bände und der ihnen angeschlossenen Einrichtungen und Anstalten, 
3.3 Förderung der Jugendpflege und Jugendfürsorge, der Altenhilfe und des öffentlichen  

Gesundheitswesens, 
3.4 Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung einschließlich der Studentenhilfe, 
3.5 Förderung des Sports, 
3.6 Förderung der Musik, der Literatur, der darstellenden und bildenden Kunst, von kulturellen 

Einrichtungen und Veranstaltungen, 
3.7 Förderung der Heimat- und Denkmalpflege sowie der Heimatkunde und des traditionellen 

Brauchtums, 
3.8 Förderung des Natur- und Umweltschutzes und der Landschaftspflege, 

 
durch eine andere steuerbegünstigte Körperschaft oder durch eine Körperschaft des  
öffentlichen Rechts. 
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4. Erträge und Zuwendungen dürfen auch zum Ankauf von Vermögensgegenständen verwen-
det werden, wenn diese dauernd einer gemeinnützigen Einrichtung für deren gemeinnützi-
gen Zweck zur Verfügung gestellt oder in öffentlichen Räumen bzw. auf öffentlichen  
Plätzen aufgestellt werden. Eine Veräußerung dieser Gegenstände ist zulässig, wenn der 
Erlös daraus für satzungsgemäße Fördermaßnahmen oder die Beschaffung von anderen in 
gleicher Weise zu überlassenen Gegenständen verwendet wird. 
 

5. Die Stiftung ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche  
Zwecke. 

 
 
§ 3 Vermögen der Stiftung, Erträgnisse des Stiftungsvermögens 

 
1. Die Stiftung ist mit einem Grundstockvermögen und sonstigem Vermögen ausgestattet, 

dessen Höhe im Stiftungsgeschäft näher bestimmt ist. 
 

2. Das Grundstockvermögen besteht im Wesentlichen aus dem Errichtungs- und Zustiftungs-
kapital und ist in seinem nominalen Bestand dauernd und ungeschmälert zu erhalten.  

 
3. Die Sparkasse Lüdenscheid hat die Stiftung mit einem Stiftungsvermögen von  

500.000 Euro ausgestattet (Errichtungskapital). 
 

4. Das Stiftungsvermögen kann durch Zustiftungen der Sparkasse oder Dritter unbegrenzt  
erhöht werden. Die Zustiftungen können in Form von Bar- und Sachwerten erfolgen; zuge-
stiftete Sachwerte können vom Stiftungsvorstand zum Zwecke der Vermögensumschich-
tung jederzeit veräußert werden. Zuwendungen in Sachwerten bedürfen der Zustimmung 
des Stiftungsvorstandes. 
 

5. Bei Zustiftungen von 50.000 Euro und mehr kann der Zustifter ein konkretes Projekt für die 
Verwendung der Erträge aus dieser Zustiftung benennen. Das zu benennende Projekt hat 
dem Satzungszweck der Stiftung zu entsprechen. Die Stiftung ist berechtigt, aber nicht ver-
pflichtet, Zustiftungen dieser Art anzunehmen. 
 

6. Sofern bei Zustiftungen keine besonderen Angaben für die Verwendung gemacht wurden, 
stehen die Erträge für satzungsgemäße Fördermaßnahmen zur Verfügung. 

 
7. Zuwächse aus realisierten Kapitalumschichtungen können in eine Umschichtungsrücklage 

eingestellt, zur Erhöhung des Grundstockvermögens oder zur Erfüllung des Stiftungs-
zwecks genutzt werden. 

 
 
§ 4 Verwendung der Vermögenserträge und Zuwendungen 

 
1. Die Mittel der Körperschaft dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet wer-

den. Die Erfüllung des Stiftungszweckes soll vorrangig in Lüdenscheid, Halver, Schalks-
mühle und Herscheid erfolgen. 
 

2. Die Erträge des Grundstockvermögens und die ihm nicht zuwachsenden Zuwendungen 
sind zur Erfüllung des Stiftungszwecks zeitnah zu verwenden. Sie können im Rahmen des 
steuerlich Zulässigen ganz oder teilweise einer zweckgebundenen Rücklage gem.  
§ 62 Abs. 1 Nr. 1 Abgabenordnung zugeführt werden, soweit dies erforderlich ist, um den 
satzungsmäßigen Stiftungszweck nachhaltig erfüllen zu können. Daneben können freie 
Rücklagen nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 der Abgabenordnung gebildet werden. 
 

3. Ein Rückgriff auf die Substanz des Stiftungsvermögens ist nur mit vorheriger Zustimmung 
der Aufsichtsbehörde zulässig, wenn der Stifterwille anders nicht zu verwirklichen und der 
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Bestand der Stiftung für angemessene Zeit gewährt ist. Für die zukünftig zufließenden  
zeitnah zu verwendenden Mittel besteht ein Wahlrecht, ob sie zur zeitnahen Erfüllung des 
Stiftungszwecks verwendet werden oder mit ihnen zunächst das geschmälerte Kapital wie-
der aufgefüllt wird. Die Erfüllung der Satzungszwecke darf durch die Wiederauffüllung des 
Stiftungskapitals nicht beeinträchtigt werden. 
 

4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. Die Mitglieder erhalten keine 
Zuwendung aus den Mitteln der Stiftung. 

 
 
§ 5 Organe der Stiftung 

 
1. Organe der Stiftung sind 

 
1.1. der Stiftungsvorstand 
1.2. der Stiftungsrat 
1.3. die Stifterversammlung 
 
2. Eine gleichzeitige Mitgliedschaft im Stiftungsvorstand und im Stiftungsrat ist nicht  

zulässig. 
 
 
§ 6 Stiftungsvorstand 

 
1. Der Stiftungsvorstand besteht aus fünf Mitgliedern, wobei ein Mitglied aus dem Kreis des 

Vorstandes der Sparkasse und zwei Mitglieder aus dem Kreis des Verwaltungsrates der 
Sparkasse stammt bzw. stammen. 
 

2. Dem Stiftungsvorstand sollen Personen angehören, die besondere Fachkompetenz und  
Erfahrungen für die Aufgabenerfüllung der Stiftung aufweisen. Ein Mitglied soll in Finanz- 
und Wirtschaftsfragen sachverständig sein.  
 

3. Die Wahl der Mitglieder erfolgt durch den Stiftungsrat. Dabei wird das Mitglied aus dem 
Kreis des Vorstandes der Sparkasse aus dem Vorschlag des Vorstandes der Sparkasse und 
die Mitglieder aus dem Kreis des Verwaltungsrates werden aus dem Vorschlag des Verwal-
tungsrates der Sparkasse gewählt. 

 
4. Die Mitglieder werden auf die Dauer von 5 Jahren gewählt. Wiederwahl ist möglich. Nach 

Ablauf ihrer Wahlzeit führen sie die Geschäfte bis zur Wahl ihres Nachfolgers fort. 
 

5. Die erste Berufung der zu wählenden Mitglieder ist durch den Vorstand der Sparkasse  
Lüdenscheid erfolgt. 
 

6. Vorsitzender des Stiftungsvorstandes ist das jeweilige Mitglied aus dem Kreis des  
Vorstandes der Sparkasse. Der Stiftungsvorstand wählt aus seiner Mitte einen  
stellvertretenden Vorsitzenden. 
 

7. Ein gewähltes Mitglied des Stiftungsvorstandes kann bei erheblicher Pflichtverletzung vom 
Stiftungsrat abberufen werden. 
 

8. Die Mitglieder des Stiftungsvorstandes sind ehrenamtlich tätig. Auslagenersatz und Sit-
zungsgeld werden nicht gewährt. 
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§ 7 Sitzungen und Beschlüsse des Stiftungsvorstandes 
 
1. Die Sitzungen des Stiftungsvorstandes werden – mindestens einmal jährlich – durch den 

Vorsitzenden, im Verhinderungsfall durch den stellvertretenden Vorsitzenden des Stif-
tungsvorstandes, mit einer Frist von sieben Tagen unter Angabe der Tagesordnung einbe-
rufen. Der Stiftungsvorstand ist einzuberufen, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder 
unter Angabe des Beratungspunktes es verlangen. 
 

2. Der Stiftungsvorstand ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Ladung die Hälfte 
der Mitglieder und der Vorsitzende oder sein Stellvertreter anwesend sind. 
 

3. Bei Nichteinhaltung der Ladungsfrist ist der Stiftungsvorstand beschlussfähig, wenn der 
Vorsitzende und alle Mitglieder anwesend sind und das Verfahren von keinem der  
Anwesenden gerügt wird. 
 

4. Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit der Anwesenden gefasst, soweit nicht 
diese Satzung eine andere Mehrheit vorschreibt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung die seines Stellvertreters, den Ausschlag. 
 

5. Über das Ergebnis der Sitzung wird eine Niederschrift angefertigt, die von dem Vorsitzen-
den bzw. stellvertretenden Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. 
 

6. Der Stiftungsvorstand kann Beschlüsse auch schriftlich im Umlaufverfahren fassen, wenn 
alle seine Mitglieder ihre Zustimmung schriftlich erteilen. 

 
 
§ 8 Aufgaben des Stiftungsvorstandes 

 
1. Dem Stiftungsvorstand obliegt die Geschäftsführung der Stiftung. Er hat für die dauernde 

und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszweckes zu sorgen. Der Stiftungsvorstand kann 
sich zur Erfüllung seiner Aufgaben Dritter bedienen; die Kosten hierfür trägt die Stiftung. 
 

2. Der Stiftungsvorstand hat insbesondere folgende Aufgaben: 
 
2.1. Die Verwaltung des Stiftungsvermögens. 
2.2. Die Beschlussfassung über die Mittelverwendung der Zuwendungen, der Stiftungserträge, 

der sonstigen Einnahmen und der Anlage des Stiftungsvermögens. 
2.3. Die Aufnahme von Krediten und Darlehen. 
2.4. Die Bestellung und Abberufung des Geschäftsführers. 
2.5. Die Überwachung und Entlastung des Geschäftsführers. 
2.6. Vorschläge an den Stiftungsrat für die Wahl von Mitgliedern in den Stiftungsvorstand. 
2.7. Vorschläge an den Stiftungsrat zu Satzungsänderungen. 
2.8. Vorschläge an den Stiftungsrat zur Beschlussfassung über die Aufhebung der Stiftung. 
 
3. Die Stiftung wird durch den Vorsitzenden des Stiftungsvorstandes, im nicht nachzuweisen-

den Verhinderungsfall durch seinen Stellvertreter und ein weiteres Vorstandsmitglied,  
gerichtlich und außergerichtlich vertreten. 
 

4. Der Stiftungsvorstand erlässt bei Bedarf eine Geschäftsanweisung für den Geschäftsführer. 
 

5. Weiteres regelt die vom Stiftungsrat bei Bedarf noch zu verabschiedende Geschäftsord-
nung für den Stiftungsvorstand. 
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§ 9 Stiftungsrat 
 

1. Der Stiftungsrat besteht aus mindestens 5, höchstens 15 Mitgliedern. Mindestens ein  
Mitglied des Stiftungsrates stammt aus dem Kreis des Vorstandes der Sparkasse. Die erste 
Berufung von drei weiteren Stiftungsratsmitgliedern ist durch den Vorstand der Sparkasse 
Lüdenscheid für eine Amtszeit von 5 Jahren erfolgt. Alle nachfolgenden weiteren Stiftungs-
ratsmitglieder werden auf 5 Jahre vom Stiftungsrat selbst berufen. Er beschließt auch über 
die Zahl der Mitglieder. Eine erneute Berufung ist möglich. 
 

2. Die Mitglieder bleiben nach Ablauf ihrer Wahlzeit bis zur Wahl ihres jeweiligen Nachfolgers 
im Amt. 

 
3. Ein Mitglied des Stiftungsrates kann vom Stiftungsrat in einer gemeinsamen Sitzung mit 

dem Stiftungsvorstand jederzeit aus wichtigem Grund abberufen werden. Der Beschluss 
bedarf der Mehrheit der Mitglieder von Stiftungsvorstand und -rat. Das betroffene Mitglied 
ist bei dieser Abstimmung von der Stimmabgabe ausgeschlossen. Ihm ist zuvor die  
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
 

4. Der Stiftungsrat wählt mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder aus seiner Mitte einen 
Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden für die Dauer von 5 Jahren. Wie-
derwahl ist möglich. 
 

5. Dem Stiftungsrat sollen Personen angehören, die besondere Fachkompetenz und Erfahrun-
gen für die Aufgabenerfüllung der Stiftung aufweisen. Ein Mitglied soll in Finanz- und Wirt-
schaftsfragen sachverständig sein. Mitglieder des Stiftungsrates dürfen nicht zugleich dem 
Stiftungsvorstand angehören. 
 

6. Die Mitglieder des Stiftungsrates sind ehrenamtlich tätig. Auslagenersatz und Sitzungsgeld 
werden nicht gewährt. 
 

7. Die Sitzungen des Stiftungsrates werden – mindestens einmal jährlich – durch den Vorsit-
zenden, im Verhinderungsfall durch den stellvertretenden Vorsitzenden, des Stiftungsrates 
mit einer Frist von sieben Tagen unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Der  
Stiftungsrat ist einzuberufen, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder unter Angabe des 
Beratungspunktes es verlangen. 
 

8. Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Ladung ein Drittel der 
Mitglieder zuzüglich des Vorsitzenden oder seines Stellvertreters anwesend sind. Der Vor-
sitzende kann, wenn ihm dies aus dringenden Gründen notwendig erscheint, zugleich mit 
der Einladung vorsorglich für den Fall, dass der Stiftungsrat nicht beschlussfähig sein 
sollte, zu einer weiteren, unmittelbar anschließenden Sitzung mit der gleichen Tagesord-
nung, die auch nicht geändert werden darf, einladen. Diese zweite Sitzung ist ohne Rück-
sicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung 
hinzuweisen. 
 

9. Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit der Anwesenden gefasst, soweit nicht 
diese Satzung eine andere Mehrheit vorschreibt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorsitzenden, im Falle der Verhinderung die seines Stellvertreters, den Ausschlag. 
 

10. Über das Ergebnis der Sitzung wird eine Niederschrift angefertigt, die von dem Vorsitzen-
den bzw. stellvertretenden Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. 
 

11. Der Stiftungsrat kann Beschlüsse auch schriftlich im Umlaufverfahren fassen, wenn alle 
seine Mitglieder ihre Zustimmung schriftlich erteilen. 
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§ 10 Aufgaben des Stiftungsrates 
 

1. Der Stiftungsrat hat über die Aufgabenerfüllung des Stiftungsvorstandes und insbesondere 
darüber zu wachen, dass der Stiftungsvorstand für die dauernde und nachhaltige Erfüllung 
des Stiftungszwecks sorgt. 
 

2. Der Stiftungsrat 
 
2.1. stellt den Jahresabschluss fest und nimmt den Jahresbericht über die Erfüllung des  

Stiftungszwecks entgegen, 
2.2. beschließt über die Entlastung des Stiftungsvorstandes, 
2.3. erlässt bei Bedarf eine Geschäftsordnung für den Stiftungsvorstand, 
2.4. wählt die weiteren Mitglieder des Stiftungsvorstandes, 
2.5. beschließt auf Vorschlag des Stiftungsvorstandes über Satzungsänderungen, 
2.6. beschließt auf Vorschlag des Stiftungsvorstandes über die Aufhebung der Stiftung, 
2.7. beschließt über die Abberufung eines gewählten Vorstandsmitgliedes. 
 
 
§ 11 Stifterversammlung 

 
1. Mitglieder der Stifterversammlung sind natürliche Personen oder juristische Personen, die 

der Stiftung eine Zustiftung in Höhe von mindestens 50.000 Euro zugewendet haben. Bei 
Personengemeinschaften haben diese mitzuteilen, wer Mitglied der Stifterversammlung 
sein soll. 
 

2. Die Stifterversammlung unterstützt den Stiftungsrat und Stiftungsvorstand bei der  
Erfüllung ihrer Aufgaben, insbesondere bei der Sammlung von Zuwendungen. 
 

3. Der Vorsitzende des Stiftungsrates beruft die Stifterversammlung ein und leitet sie. 
 

4. Eine Stifterversammlung ist mindestens alle zwei Jahre einzuberufen. 
 

5. Die Stifterversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder be-
schlussfähig. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit 
der anwesenden Mitglieder gefasst. 

 
 
§ 12 Geschäftsführer 

 
1. Ein oder mehrere Geschäftsführer können vom Stiftungsvorstand bestellt werden, wenn 

der Geschäftsumfang dies erfordert. 
 

2. Der bzw. die Geschäftsführer sind dem Stiftungsvorstand verantwortlich und an dessen 
Weisung gebunden. Er bzw. sie haben die Beschlüsse des Stiftungsvorstandes vorzuberei-
ten, auszuführen und die laufenden Angelegenheiten der Stiftung wahrzunehmen. 
 

3. Weiteres regelt die bei Bedarf vom Stiftungsvorstand noch zu verabschiedende Geschäfts-
anweisung für den/die Geschäftsführer. 

 
 
§ 13 Rechnungsjahr, Jahresabschluss, Rechnungsprüfung 

 
1. Das Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Rechnungsjahr endet am 31.12. des 

Jahres, in dem die Stiftung genehmigt wurde. 
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2. Der Stiftungsvorstand hat innerhalb von 6 Monaten nach Schluss des Rechnungsjahres den 
Jahresabschluss und den Bericht über die Erfüllung des Stiftungszwecks aufzustellen. 
 

3. Der Stiftungsrat oder die von ihm beauftragten Mitglieder haben die Geschäftsführung und 
die wirtschaftliche Lage der Stiftung sowie die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses 
und des Jahresberichtes über die Erfüllung des Stiftungszweckes eines jeden Rechnungs-
jahres zu prüfen. 
 

4. Der Stiftungsrat kann sich bei der Prüfung nach Abs. 3 der Innenrevision der Sparkasse  
oder eines Wirtschaftsprüfers/einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bedienen. 

 
 
§ 14 Satzungsänderung 

 
1. Beschlüsse über eine Satzungsänderung erfolgen auf Vorschlag des Stiftungsvorstandes 

und bedürfen der Zustimmung von mindestens 2/3 der Mitglieder des Stiftungsrates sowie 
der Genehmigung der für die Stiftungsaufsicht zuständigen Behörde. 

 
 
§ 15 Anpassung der Stiftung an veränderte Verhältnisse 

 
1. Eine erweiterte Zwecksetzung kann im Rahmen einer auskömmlichen Zustiftung vorge-

nommen werden. Dies muss von durch den Stiftungsvorstand mit einfacher Stimmenmehr-
heit der Anwesenden beschlossen werden. Der neue Stiftungszweck wird ausschließlich 
aus den Erträgen der Zustiftung erfüllt. Weiterhin muss der neue Stiftungszweck steuerbe-
günstigt sein und mit den anderen Zwecken verwandt sein. 
 

2. Ändern sich die Verhältnisse derart, dass die Erfüllung des Stiftungszwecks von Vorstand 
und Stiftungsrat nicht mehr für sinnvoll gehalten wird, so können sie gemeinsam einen 
neuen Stiftungszweck beschließen. Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von ¾ der Mitglie-
der des Vorstandes und des Stiftungsrates. Der neue Stiftungszweck hat gemeinnützig und 
mildtätig zu sein und dem Sinn des § 2 zu entsprechen. 
 

3. Über Satzungsänderungen, die nicht den Stiftungszweck betreffen, beschließt der Vor-
stand mit Zustimmung des Stiftungsrates. 

 
 
§ 16 Aufhebung der Stiftung 

 
1. Die Stiftung soll auf unbegrenzte Zeit bestehen. 

 
2. Der Beschluss über die Aufhebung der Stiftung erfolgt auf Vorschlag des Stiftungsvorstan-

des und bedarf einer Mehrheit von ¾ der Mitglieder des Stiftungsrates und der Entschei-
dung durch die Aufsichtsbehörde. Außerdem bedarf er der Zustimmung der Sparkasse. 
 

3. Im Falle der Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbegünstigter 
Zwecke fällt das Stiftungsvermögen an die Mitglieder des bisherigen Sparkassenzweckver-
bandes der Sparkasse Lüdenscheid zu den Anteilen: 

• Stadt Lüdenscheid:  69,22% 

• Stadt Halver:   13,77% 

• Gemeinde Schalksmühle 12,04% 

• Germeinde Herscheid    4,97% 
 

Die Kommunen haben die Mittel ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige und 
mildtätige Zwecke im Sinne der Abgabenordnung zu verwenden. Dem Gewährträger der 
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Sparkasse und den ihm nahestehenden Personen dürfen keine Finanz und Sachmittel ver-
bleiben oder zugewendet werden. 

 
 
§ 17 Stiftungsaufsichtsbehörde 

 
1. Stiftungsaufsichtsbehörde ist die Bezirksregierung Arnsberg, oberste Stiftungsbehörde ist 

das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen. 
 

2. Die Stiftung unterliegt der staatlichen Aufsicht nach Maßgabe des jeweiligen Stiftungs-
rechts. Die Stiftungsaufsichtsbehörde ist auf Wunsch jederzeit über alle Angelegenheiten 
der Stiftung zu unterrichten. Ihr ist unaufgefordert der Jahresabschluss vorzulegen. 

 
 
§ 18 Stellung des Finanzamtes 

 
1. Unbeschadet der sich aus dem Stiftungsrecht gegebenen Zuständigkeiten der Aufsichtsbe-

hörden sind Beschlüsse über Satzungsänderungen und über die Auflösung der Stiftung 
dem zuständigen Finanzamt anzuzeigen. Bei Satzungsänderungen, die den Zweck der Stif-
tung betreffen, ist die Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes einzuholen. 

 
 
§ 19 Schlussvorschriften und Inkrafttreten 

 
1. Soweit in dieser Satzung nichts Anderes bestimmt ist, gelten ergänzend die Vorschriften 

des Stiftungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen und im Übrigen die §§ 80 ff des 
Bürgerlichen Gesetzbuches. 
 

2. Diese Satzung tritt am 31. August 2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 18. Sep-

tember 2009 außer Kraft. 
 
 
 
 
 
Fassung Stand 2022 


